 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/4100327/2023

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter ***Ri1*** in der Beschwerdesache ***Bf1***,
***Bf1-Adr***, Giber die Beschwerde vom 16. Februar 2023 gegen den Bescheid des
Finanzamtes Osterreich vom 11. Jdnner 2023 betreffend Einkommensteuer 2020 zu
Steuernummer ***BF1StNr1*** zu Recht erkannt:

|. Die Beschwerde wird gemafd § 279 BAO als unbegriindet abgewiesen.

Il. Gegen dieses Erkenntnis ist eine ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach
Art 133 Abs 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Entscheidungsgriinde

I. Verfahrensgang

Der Beschwerdefiihrer ***Bf1*** (in weiterer Folge der Bf) reichte am 09.02.2022 seine
Einkommensteuererklarung fiir das Jahr 2020 ein und beantragte darin die Berticksichtigung
von Kosten als auBergewohnliche Belastungen aufgrund einer Behinderung. Es wurden
pauschale Freibetrage fiir eine Didtverpflegung aufgrund von Zuckerkrankheit und fir das
eigene Kfz wegen Kérperbehinderung begehrt. Des Weiteren gab der Bf an, dass ihm im Jahr
2020 unregelmalige Ausgaben fiir Hilfsmittel sowie Kosten der Heilbehandlung in
Zusammenhang mit seiner Behinderung in Hohe von Euro 10.590,38 erwachsen sind.

Mit Vorhalt vom 01.08.2022 wurde der Bf von der Abgabenbehérde aufgefordert eine
Kostenaufstellung und Nachweise (Belege) fur die beantragten aullergewoéhnlichen
Belastungen vorzulegen sowie ein aktuelles Gutachten des Bundesamtes fiir Soziales und
Behindertenwesen zum Nachweis seiner Behinderung zu Gbermitteln.

Mittels Eingabe vom 11.08.2022 teilte der Bf dem Finanzamt mit, dass er sich derzeit nur
sporadisch an seinem Wohnort aufhalte, da er Genesungsaufenthalte absolviere, welche noch
mehrere Monate andauern. Die angeforderten Unterlagen kdnne er daher erst Ende
November 2022 tibermitteln. Eine Kostenaufstellung sei bereits mit der
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Einkommensteuererklarung bei der Behdrde eingereicht worden. Das aktuelle Gutachten
beziglich seiner Behinderung sei unverandert und liege der Abgabenbehdérde bereits vor.
Zudem sei die Ubersendung von persénlichen Gesundheitsdaten datenschutzrechtlich nicht
legitim. Die unberechtigten und teilweise ungesetzlichen Anforderungen von Unterlagen durch
das Finanzamt seien ,schikanose Frotzeleien”.

Mit einem weiteren Vorhalt forderte die Abgabenbehorde den Bf am 26.08.2022 erneut auf
eine Kostenaufstellung und Nachweise fir die als aulRergewoéhnliche Belastungen
bekanntgegebenen Kosten vorzulegen. Der Bf wurde dariliber in Kenntnis gesetzt, dass ohne
Vorlage dieser Unterlage eine Anerkennung der geltend gemachten Ausgaben grundsatzlich
nicht moglich ist.

Am 30.08.2022 wurde von der ehemaligen steuerlichen Vertretung des Bf eine
Kostenaufstellung der auBergewdhnlichen Belastungen 2020 an die Abgabenbehdrde
Ubermittelt und wurde mitgeteilt, dass sich die der Aufstellung zu Grunde liegenden Belge
beim Bf befinden.

Mit Vorhalt vom 14. September 2022 wurde der Bf von der Behoérde ein drittes Mal
aufgefordert Nachweise fiir die beantragen auBergewohnlichen Belastungen bis zum
07.10.2022 vorzulegen. Es wurde darauf hingewiesen, dass eine weitere Fristverlangerung
nicht gewahrt werde. Der Vorhalt wurde vom Bf nicht beantwortet.

Mit Bescheid vom 11.01.2023 setzte die Abgabenbehdrde die Einkommensteuer des Jahres
2020 fest. Die Freibetrage wegen eigener Behinderung sowie fiir eine Didtverpflegung und ein
behindertengerechtes KFZ wurden darin zuerkannt, weitere auRergewdhnliche Belastungen
wurden nicht bericksichtigt. Am 17.01.2022 wurde durch das Finanzamt eine separate
Bescheidbegriindung erlassen.

Am 16.02.2023 reichte der Bf fristgerecht eine Beschwerde gegen den
Einkommensteuerbescheid 2020 ein und fiihrte in dieser im Wesentlichen aus, dass der
Abgabenbehdrde der Bescheid des Bundessozialamts zum Nachweis seiner Behinderung schon
vorliege. Bereits seit Monaten seien auch seine eidesstattlichen Erklarungen aktenkundig, in
welchen er seine korperlichen Einschrankungen aufzahle. Diese Einschrankungen seien auch
eine klare Begriindung fiir seine zusatzlichen Ausgaben und seien diese daher anzuerkennen.
Im Zuge der Beschwerde wurden vom Bf keine weiteren Unterlagen vorgelegt.

Mittels Beschwerdevorentscheidung vom 11.07.2023 wurde die Beschwerde als unbegriindet
abgewiesen.

Am 09.08.2023 brachte der Bf einen Vorlageantrag hinsichtlich der Einkommensteuer 2020 ein
und brachte darin zusammengefasst vor, dass er die sogenannten Begriindungen des
Finanzamtes zur Nichtanerkennung seiner Kosten langst widerlegt habe. Es sei allen
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Ergdanzungs- und Nachreichwiinschen nachgekommen worden. Die beantragten Kosten seien

daher als auRergewohnliche Belastungen anzuerkennen.

Die Abgabenbehdrde legte die Beschwerde dem Verwaltungsgericht am 30.11.2023 zur
Entscheidung vor. In ihrem Vorlagebericht beantragte die Abgabenbehdrde die vollinhaltliche
Abweisung der Beschwerde. Der Bf habe trotz mehrfacher Aufforderung keine Unterlagen zu
den beantragten auBergewdhnlichen Belastungen vorgelegt und auch den Zusammenhang mit

seiner Behinderung nicht nachgewiesen.
Il. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:

1. Sachverhalt

Der Beschwerdefihrer ***Bf1*** (der Bf) ist am am ***Bf1-Geb*** geboren und in ***Bf1-
Adr*** wohnhaft. Der Hauptwohnsitz in ***Bf1-Ort*** besteht seit dem Jahr 2011 und ist
auch aktuell aufrecht. Im Beschwerdejahr 2020 erzielte der Bf Einklinfte aus nichtselbstandiger
Arbeit vom ***AG1*** und vom ***AG2*** (Pensionseinkiinfte). Des Weiteren erzielte er

Einklinfte aus Vermietung und Verpachtung.

Seit dem Jahr 2013 besteht beim Bf eine Behinderung im Gesamtgrad von 90 %, welcher sich
laut Gutachten des Sozialministerium Service vom 15.11.2013 aus folgenden Erkrankungen

ergibt:
Nr. | inachrankangen. weicho vorscastcheioh nger sie so e e werden Pos. Nr. @ada %
1 Cervikolumbales Schmerzsyndrom bel cervikaler Spinalkanalstenose C4-7 oO2.00L03 50
a £ =1
Medianusidhmung rechts durch Karpathmnelsyndrom, beldsefts opsriert niarr 40
3 Polyarthrossn i Aams A0
Essentieller Tremor 040901 0
| v p saz)
Zentrale Scfmdnﬁ?s-ummaﬁk
[ = Obstruktives Schiafapnoesyndrom Analog I a =20
=293
7 | Bluthochdruck m c 323 =20
B8 | Diabetes Mellitus m h 382 30
S | Sinubronchiales Syndrom bel bekannten Al_lcrgiln mna =283 _EO
0 | Chronlsche Antrumgastritis. Refluxeriaanicung. Lipom In der Magemwand mit mndaa3ar 1o ]
Zustand nach 2-maliger PE unter Kontrolle

Bei den Behinderungen des Bf handelt es sich um Dauerzustdande, welche zu einer
Gehbehinderung flihren und die Benlitzung von 6ffentlichen Verkehrsmitteln unzumutbar
machen. Aufgrund der funktionellen Einschrankungen ist der Bf nicht zur Austibung einer
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Erwerbstatigkeit geeignet. Aufgrund der vorliegenden Diabeteserkrankung (festgestellte
Behinderung von 20 %) bendétigt der Bf eine Diatverpflegung.

Im Zuge seiner Einkommensteuererklarung 2020 beantragte der Bf die Berlicksichtigung von
Kosten iHv Euro 10.590,38 als auRergewdhnliche Belastungen ohne Selbstbehalt (somit im
Zusammenhang mit seiner Behinderung). Laut einer vorgelegten Kostenaufstellung handelt es
sich bei diesen Aufwénden im Wesentlichen um Fahrtkosten zu Arzten, Therapien, Kuren und
Apotheken sowie um Arzt-, Therapie- Kur- und Medikamentenkosten. Trotz mehrfacher
Aufforderung wurden hinsichtlich dieser Kosten keine Nachweise oder sonstige Unterlagen
vorgelegt. Die vom Bf als auBergewdhnliche Belastungen beantragte Kosten wurden weder
nachgewiesen noch glaubhaft gemacht. Diese kdnnen nicht festgestellt werden.

2. Beweiswiirdigung

Der Sachverhalt ergibt sich aus dem durch die Abgabenbehérde vorgelegten Akt, dem
Vorbringen und den vorgelegten Unterlagen des Bf sowie der eingeholten Auskiinfte des
Sozialministeriumservice, welche dem Gericht bereits im Zuge eines Vorverfahrens tibermittelt
wurden (arztlichen Sachverstandigengutachten vom 15.11.2013, RV/4100171/2019).

Die Feststellungen zur Behinderung des Bf ergeben sich aus dem arztlichen
Sachverstandigengutachten des Sozialministeriumsservice vom 15.11.2013 inklusive
handischer Zusatzeintragung beziiglich der vorliegenden Diabeteserkrankung.

Die im Jahr 2020 erzielten Einkilinfte des Bf ergeben sich aus Lohnzetteln (Einkiinfte aus
nichtselbstandiger Arbeit) und aus der eingereichten Abgabenerklarung (Einkiinfte aus
Vermietung und Verpachtung). Diese stehen zwischen den Verfahrensparteien unstrittig fest.

Hinsichtlich der als auBergewo6hnlichen Belastungen beantragten Kosten ist auszufiihren, dass
die Abgabenbehorde gemal § 115 Abs 1 BAO die abgabepflichtigen Falle zu erforschen und
grundsatzlich von Amts wegen die tatsachlichen und rechtlichen Verhaltnisse zu ermitteln
haben, welche fir die Abgabepflicht und die Erhebung der Abgaben wesentlich sind.

Nach § 119 Abs 1 BAO sind die fur den Bestand und Umfang einer Abgabepflicht oder fir die
Erlangung abgabenrechtlicher Beglinstigungen bedeutsamen Umstdnde vom
Abgabepflichtigen nach MalRgabe der Abgabenvorschriften offenzulegen. Die Offenlegung
muss vollstandig und wahrheitsgemaR erfolgen. In diesem Zusammenhang sieht § 138 Abs 1
BAO vor, dass die Abgabepflichtigen auf Verlangen der Abgabenbehdrde in Erfillung ihrer
Offenlegungspflicht (§ 119) zur Beseitigung von Zweifeln den Inhalt ihrer Anbringen zu
erldutern und zu erganzen sowie dessen Richtigkeit zu beweisen haben.

Kann dem Abgabenpflichtigen ein Beweis nach den Umstanden nicht zugemutet werden, so
genlgt die Glaubhaftmachung. Sie hat den Nachweis der Wahrscheinlichkeit zum Gegenstand

4 von 10



Seite 5 von 10

(ua VwWGH 30.4.2003, 98/13/0119; 28.5.2008, 2006/15/0125) und unterliegt den Regeln der
freien Beweiswirdigung (vgl VWGH 25.3.1992, 90/13/0295; 27.5.1998, 97/13/0051; 28.5.2008,
2006/15/0125). Ein Sachverhalt ist glaubhaft gemacht, wenn die Umstande des Einzelfalles
dafiir sprechen, der vermutete Sachverhalt habe von allen anderen denkbaren Maoglichkeiten
die groRRte Wahrscheinlichkeit fir sich (VwWGH 14.9.1988, 86/13/0150). Die Glaubhaftmachung
setzt die schlissige Behauptung der maRgeblichen Umstande durch den Abgabepflichtigen
voraus (VWGH 26.4.1989, 89/14/0027).

Will ein Steuerpflichtiger Aufwendungen als aullergewoéhnliche Belastung bericksichtigt
wissen, hat er somit in diesem Zusammenhang selbst alle Umstande darzulegen, auf welche
die abgabenrechtliche Beglinstigung gestiitzt werden kann (vgl ua VwGH 24.09.2008,
2006/15/0120; 10.08.2005, 2001/13/0191; 22.02.2001, 98/15/0123). Die bloRe Behauptung
von Kosten durch den Abgabepflichtigen ist in diesem Zusammenhang nicht ausreichend. Diese
Pflicht zum Nachweis bzw zur Glaubhaftmachung von auBergewohnliche Belastungen trifft
jeden Abgabepflichtigen, unabhangig von seinem beruflichen Umfeld. Dass der Bf vor seiner
Pensionierung als Arzt tatig war und Uber eine medizinische Ausbildung verfiigt, entbindet
diesen nicht von dieser Verpflichtung.

Im gegenstandlichen Fall wurde der Bf durch die Abgabenbehdrde mehrmals aufgefordert
Nachweise fiir die als auRergewohnliche Belastungen beantragten Kosten vorzulegen bzw
diese glaubhaft zu machen.

Mittels Vorhalten vom 01.08.2022, 26.08.2022und 14.09.2022 wurde der Bf durch die
Abgabenbehorde zur Unterlagenvorlage hinsichtlich der auBergewdhnlichen Belastungen
aufgefordert. Er kam diesen Aufforderungen jedoch nicht nach und legte keine Dokumente
zum Nachweis der beantragten Kosten vor. Auch im Zuge der Beschwerde und dem
Vorlageantrag Ubermittelte der Bf keine Unterlagen. SchliefSlich wurde der Bf mit dem
Vorlagebericht der Abgabenbehorde vom 30.11.2023, welchem Vorhaltcharakter zukommt (vgl
Tanzer/Unger in Rzeszut/Tanzer/Unger, BAO: Stoll Kommentar, § 265, Rz 11), tiber die
mangelnde Nachweisfliihrung bzw Glaubhaftmachung der als auRergewdhnliche Belastungen
beantragten Kosten informiert. Er reagierte jedoch nicht darauf und legte weiterhin keine
Unterlagen vor.

Hinsichtlich von vorgebrachten, datenschutzrechtlichen Bedenken des Bf ist auszufiihren, dass
die Verarbeitung von personenbezogenen Daten durch die Abgabenbehdérde (und auch durch
das Verwaltungsgericht) gemal} § 48d Abs 1 BAO zulassig ist, wenn sie fir Zwecke der
Abgabenerhebung oder sonst zur Erfillung ihrer Aufgaben oder in Auslibung 6ffentlicher
Gewalt, die ihr Gbertragen wurde, erforderlich ist. Die Verarbeitung besonderer Kategorien
personenbezogener Daten im Sinne des Art 9 Abs 1 der Verordnung (EU) 2016/679 zum Schutz
naturlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien
Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung),
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ABI. Nr. L 119 vom 4.5.2016 S 1 (im Folgenden: DSGVO), durch eine Abgabenbehorde ist gemal
§ 48d Abs 2 BAO zuldssig, wenn die Voraussetzungen des Abs 1 und ein erhebliches
offentliches Interesse im Sinne des Art 9 Abs 2 lit g DSGVO vorliegen. Mit der Bestimmung des
§ 48d Abs 2 BAO wird damit fiir Kosten einer Krankheit oder Behinderung die RechtmaRigkeit
der Verarbeitung von personenbezogen Daten im Zuge eines Abgabenverfahrens normiert (vgl
ErlRV 65 BIgNR 26. GP, S 56). Zudem unterliegen sowohl Bedienstete des Finanzamtes als auch
des Verwaltungsgerichts der abgabenrechtlichen Geheimhaltungspflicht nach§ 48a BAO. Die
Nichtvorlage von Unterlagen aufgrund von datenschutzrechtlichen Bedenken kann Seitens des
Gerichts daher nicht nachvollzogen werden.

Zusammengefasst wurde der Bf mehrmals zur Vorlage von Nachweisen fiir seine beantragten
auBergewohnlichen Kosten ersucht, kam diesen Aufforderungen jedoch nicht nach. Samtliche
als auBergewohnliche Belastungen angefiihrte Kosten wurden weder nachgewiesen noch
glaubhaft gemacht und liegen hierfiir keine Unterlagen vor. Die angefiihrten Kosten kdnnen
somit vom Gericht nicht festgestellt werden.

3. Rechtliche Beurteilung

3.1. Zu Spruchpunkt I. (Abweisung)

GemaR § 34 Abs 1 EStG 1988 sind bei der Ermittlung des Einkommens eines unbeschrankt
Steuerpflichtigen nach Abzug der Sonderausgaben auRergewohnliche Belastungen abzuziehen.

Eine solche Belastung muss aulRergewdhnlich sein, sie muss zwangslaufig erwachsen und sie
muss die wirtschaftliche Leistungsfahigkeit wesentlich beeintrachtigen. Die Belastung ist
gemal § 34 Abs 2 EStG 1988 aullergewdhnlich, soweit sie hoher ist als jene, die der Mehrzahl
der Steuerpflichtigen gleicher Einkommensverhéltnisse und gleicher Vermoégensverhaltnisse
erwachst. Nach § 34 Abs 3 EStG 1988 erwachst die Belastung dem Steuerpflichtigen
zwangslaufig, wenn er sich ihr aus tatsachlichen, rechtlichen oder sittlichen Griinden nicht
entziehen kann. Die Belastung beeintrachtigt nach § 34 Abs 4 EStG 1988 wesentlich die
wirtschaftliche Leistungsfahigkeit, soweit sie einen naher geregelten Selbstbehalt Gibersteigt.
Der Selbstbehalt betragt bei einem Einkommen, wie im gegenstandlichen Fall, von mehr als
Euro 36.400,00 grundsatzlich 12% des Einkommens vor Abzug der aulRergewdhnlichen
Belastungen.

§ 35 Abs 1 EStG 1988, soweit im Beschwerdefall relevant, lautet: Hat der Steuerpflichtige
auBergewodhnliche Belastungen durch eine eigene korperliche oder geistige Behinderung (...),
und erhalt der Steuerpflichtige keine pflegebedingte Geldleistung, so steht ihm jeweils ein
Freibetrag gemal} Abs 3 leg cit zu.

Die Tatsache der Behinderung und das Ausmal der Minderung der Erwerbsfahigkeit (Grad der
Behinderung) sind nach § 35 Abs 2 EStG 1988 durch eine amtliche Bescheinigung der fiir diese
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Feststellung zustandigen Stelle nachzuweisen. Die Feststellung der Behinderung und das
Ausmal’ der Minderung der Erwerbsfahigkeit (Grad der Behinderung) ist bindend vom
Sozialministeriumservice zu treffen und wird durch eine amtliche Bescheinigung nachgewiesen.
Der Entscheidung der Abgabenbehorde ist dabei grundsatzlich die jeweils vorliegende amtliche
Bescheinigung zugrunde zu legen (vgl VWGH 21.12.1999, 99/14/0262).

Im gegenstandlichen Fall liegt dem Gericht ein Gutachten des Sozialministeriumsservice vom
15.11.2013 vor, wonach bei dem Bf aufgrund mehrerer Erkrankungen ein dauerhafter
Behinderungsgrad in Héhe von 90 % vorliegt. Unter anderem wird darin bestatigt, dass auch
die Erkrankung Diabetes mellitus vorliegt und daraus ein Behindertengrad von 20 % resultiert.

Gemald § 35 Abs 3 EStG 1988 wird bei einer Minderung der Erwerbsfahigkeit von 85 % bis 94 %
jahrlich ein Freibetrag von Euro 837,00 gewahrt. Dieser Freibetrag steht den Bf im
gegenstandlichen Fall aufgrund der nachgewiesenen Behinderung von 90% zu und wurde dies
auch bereits durch die Abgabenbehdérde im Einkommenssteuerbescheid 2020 rechtsrichtig
berilicksichtigt.

Laut § 35 Abs 5 EStG 1988 kénnen anstelle des Freibetrages (§ 35 Abs 3 EStG 1988) auch die
tatsachlichen Kosten aus dem Titel der Behinderung geltend gemacht werden (§ 34 Abs 6 EStG
1988). Allerdings kdnnen gemeinsam mit dem Pauschbetrag nach § 35 Abs 3 EStG 1988 die in
den §§ 2 bis 4 der Verordnung des Bundesministers flr Finanzen tGber auBergewdhnliche
Belastungen, BGBI 303/1996, genannten Mehraufwendungen beriicksichtigt werden (vgl
Wanke in Wiesner/Grabner/Knechtl/Wanke, EStG § 35, Rz 47 [Stand 1.6.2024, rdb.at]).

GemaR § 34 Abs 6 EStG 1988 kénnen Mehraufwendungen aus dem Titel einer Behinderung iSd
§ 35 Abs 1 EStG 1988 ohne Beriicksichtigung eines Selbstbehaltes abgezogen werden. In
diesem Zusammenhang kann der Bundesminister fiir Finanzen mit Verordnung festlegen, in
welchen Fallen und in welcher Hohe Mehraufwendungen aus dem Titel der Behinderung ohne
Anrechnung auf einen Freibetrag nach § 35 Abs 3 EStG 1988 und ohne Anrechnung auf eine
pflegebedingte Geldleistung zu beriicksichtigen sind.

GemaR § 1 Abs 1 der Verordnung des Bundesministers flir Finanzen iber aullergewdhnliche
Belastungen, BGBI 303/1996, sind die in den §§ 2 bis 4 dieser Verordnung genannten
Mehraufwendungen als auRergewdhnliche Belastungen zu bericksichtigen, wenn der
Steuerpflichtige Aufwendungen durch eine eigene korperliche oder geistige Behinderung hat.
Eine Behinderung liegt nach § 1 Abs 2 der Verordnung vor, wenn das Ausmal’ der Minderung
der Erwerbsfadhigkeit (Grad der Behinderung) mindestens 25 % betragt. Bei dem Bf liegt wie
oben ausgefiihrt ein festgestellter Grad der Behinderung von 90 % vor.

GemaR § 2 der Verordnung des Bundesministers fiir Finanzen iber aulRergewdhnliche
Belastungen, BGBI 303/1996, sind ua Mehraufwendungen wegen Krankendiatverpflegung
ohne Nachweis der tatsachlichen Kosten bei Tuberkulose, Zuckerkrankheit, Z6liakie oder Aids
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in Hohe von Euro 70,00 monatlich zu bericksichtigen. Der Abzug des Didtpauschalbetrages
ohne Selbstbehalt erscheint méglich, wenn die innere Krankheit zu einer Steigerung des
bestehenden Ausmales der Kérperbehinderung auf zumindest 25 % flhrt (vgl Miiller, SWK
1997, S 644). Liegt insgesamt eine mindestens 25 %ige Behinderung vor, geniigt es jedoch fiir
den Entfall des Selbstbehalts, wenn der Anteil der Behinderung wegen des die Diat
erfordernden Leidens mindestens 20 % iSd Einschatzungsverordnung oder der
Richtsatzverordnung betrégt (vgl Fuchs in Doralt/Kirchmayr/Mayr/Zorn, EStG?1, § 35, Rz 13). Im
gegenstandlichen Fall liegt eine Gesamtbehinderung von 90 % vor, wobei durch das
Bundessozialamt aufgrund der Diabeteserkrankung ein Behindertengrad von 20 % festgestellt
wurde. Nach der oben zitierten Literatur ist somit anhand der festgestellten prozentualen
Behinderungen des Bf ein Pauschalbetrag fiir seine Diabeteserkrankung fiir das Jahr 2020 in
Hohe von Euro 840,00 als auRergewdhnliche Belastung zu beriicksichtigen. Dieser wurde auch
bereits durch die Abgabenbehdrde rechtsrichtig anerkannt.

GemaR § 3 der Verordnung des Bundesministers fiir Finanzen tGber auBergewdhnliche
Belastungen, BGBI 303/1996, ist flir Kérperbehinderte, die zur Fortbewegung ein eigenes
Kraftfahrzeug benitzen, zur Abgeltung der Mehraufwendungen fiir besondere
Behindertenvorrichtungen und fir den Umstand, dass ein Massenbeférderungsmittel auf
Grund der Behinderung nicht bentitzt werden kann, ein Freibetrag von Euro 190,00 monatlich
zu bericksichtigen. Dem Gutachten des Sozialministerium Service vom 15.11.2013 ist zu
entnehmen, dass beim Bf eine Gehbehinderung vorliegt und die Beniitzung von 6ffentlichen
Verkehrsmitteln unzumutbar ist. Laut den Daten der Finanzverwaltung liegt hierfiir auch eine
Bescheinigung gemaR § 29b der StraRenverkehrsordnung 1960 vor. Dem Bf ist daher aufgrund
seiner Behinderung der gegenstandliche Pauschalbetrag in H6he von Euro 2.280,00 fiir das
Jahr 2020 als auRergewdhnliche Belastung anzuerkennen und wurde dies auch bereits vom
Finanzamt beriicksichtigt.

Hinsichtlich der weiteren durch den Bf als auRergewdhnliche Belastungen beantragten Kosten
ist nochmals auszufiihren, dass ein Steuerpflichtiger, welcher Aufwendungen als
aulRergewodhnliche Belastung beriicksichtigt wissen will, in diesem Zusammenhang selbst alle
Umstande darzulegen hat, auf welche die abgabenrechtliche Beglinstigung gestiitzt werden
kann (vgl VWGH 24.09.2008, 2006/15/0120, mwN). Der Steuerpflichtige, der eine
Beglinstigung, somit auch eine SteuerermaRigung wegen aulRergewdhnlicher Belastung, in
Anspruch nimmt, hat daher selbst einwandfrei und unter Ausschluss jeden Zweifels das
Vorliegen jener Umstdnde darzulegen, auf welche die abgabenrechtliche Beglinstigung
gestutzt werden kann (ua VwWGH 10.8.2005, 2001/13/0191).

Begehrt eine Partei, wie im vorliegenden Fall, die Anerkennung von aullergewdhnlichen
Belastungen ohne Abzug eines Selbstbehaltes aufgrund behinderungsbedingter
Mehraufwendungen, muss dariber hinaus der ursachliche und unmittelbare Zusammenhang
der Behandlungskosten mit der Behinderung, sohin die Zwangsldufigkeit der
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Behandlungskosten im Hinblick auf die Behinderung, zweifelsfrei nachgewiesen werden (vgl zB
VwGH 18.5.1995, 93/15/0079; VwWGH 28.5.1997, 96/13/0110; VWGH 26.9.2000, 99/13/0190).
Aus dem klaren Wortlaut des § 4 der Verordnung des Bundesministers fur Finanzen tber
auBergewohnliche Belastungen, BGBI 303/1996, ("...Aufwendungen flr Heilmittel ...sowie
Kosten der Heilbehandlung sind im nachgewiesenen AusmaR zu bericksichtigen") geht
eindeutig hervor, dass diese anhand von Unterlagen (Belegen) nachgewiesen werden missen.
Eine Glaubhaftmachung reicht in diesem Fall nicht aus.

Ein Rechtsanspruch auf den Abzug aulBergewohnlicher Belastungen besteht nur bei Vorliegen
aller rechtsverbindlich normierten Voraussetzungen. Eine bloBe Behauptung von Ausgaben ist
flr die Bericksichtigung von Werbungskosten, auBergewdhnlichen Belastungen oder
Sonderausgaben nicht hinreichend. Ein Fehlen von Nachweisen liegt in der Sphare des Bf und
trifft seine Beweislast.

Wie bereits oben im Zuge der Sachverhaltsdarstellung und der Beweiswiirdigung ausgefihrt,
hat der Bf fiir die von ihm als auRergewdhnlichen Belastungen beantragten Kosten trotz
mehrfacher Aufforderung iberhaupt keine Nachweise vorgelegt bzw hat er diese Kosten auch
nicht glaubhaft gemacht. Diese beantragten aullergewdhnliche Belastungen ohne jeglichen
Nachweis sind somit weder mit noch ohne Selbstbehalt als auBergewohnliche Belastungen
anzuerkennen.

Zusammengefasst wurde der Einkommensteuerbescheid 2020 von der Abgabenbehérde
rechtsrichtig erlassen. Es ist daher spruchgemaR zu entscheiden.

3.2.  Zu Spruchpunkt Il. (Revision)

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I16sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Im vorliegenden Beschwerdefall wurden keine Rechtsfragen aufgeworfen, denen im Sinne des
Art 133 Abs 4 B-VG grundsatzliche Bedeutung zukdme. Die Notwendigkeit eines Nachweises
bzw einer Glaubhaftmachung von als aulRergewdhnliche Belastungen beantragten Kosten
sowie der Nachweis eines Zusammenhangs mit einer bestehenden Behinderung ergibt sich aus
den gesetzlichen Grundlagen und der einheitlichen hochstgerichtlichen Judikatur. Die Frage, ob
im gegenstandlichen Fall ein entsprechender Nachweis bzw eine Glaubhaftmachung
hinsichtlich der aulBergewdhnlichen Belastungen erbracht wurde, ist eine Frage der
Beweiswiirdigung. Es liegt daher keine Rechtsfrage von grundsatzlicher Bedeutung vor. Eine
Revision an den Verwaltungsgerichtshof ist daher nicht zulassig.

9von 10



Seite 10 von 10

Klagenfurt am Worthersee, am 8. Juli 2025

10 von 10



	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang
	II. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
	1. Sachverhalt
	2. Beweiswürdigung
	3. Rechtliche Beurteilung
	3.1. Zu Spruchpunkt I. (Abweisung)
	3.2. Zu Spruchpunkt II. (Revision)




